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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses für Europa und Internationales

zu der Mitteilung der Landesregierung vom 10. Mai 2012

– Drucksache 15/1706

Bericht über aktuelle europapolitische Themen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung der Landesregierung vom 10. Mai 2012 – Drucksache 15/1706 – 
Kenntnis zu nehmen.

12. 07. 2012

Die Berichterstatterin:    Der Vorsitzende:

Rita Haller-Haid      Peter Hofelich

B e r i c h t

Der Ausschuss für Europa und Internationales beriet die Mitteilung der Landesre-
gierung, Drucksache 15/1706, in seiner 11. Sitzung am 12. Juli 2012. Vorberatend 
hatte sich der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft mit dieser Mitteilung befasst.

Da der Ausschuss öffentlich tagte, wurden die Namen der Redner im nachfolgen-
den Bericht nicht anonymisiert.

Minister Peter Friedrich legte dar, seit der Mitteilung der Landesregierung vom 
11. Mai 2012, Drucksache 15/1706, zur Information über europapolitische The-
men sei bereits in einer Regierungserklärung der Landesregierung auf die aktuellen 
Entwicklungen Bezug genommen worden. Vor dem Hintergrund der Staatsschul-
denkrise würden derzeit auf europäischer Ebene viele Maßnahmen ergriffen. Der 
Bundestag komme daher am 19. Juli 2012 zu einer Sondersitzung zusammen. Mo-
mentan drehe sich die Diskussion um die Auslegung der Europäischen Finanzsta-
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bilisierungsfazilität mit Blick auf die gegenwärtigen Probleme in Spanien. Bislang 
werde die Debatte sehr sachlich geführt.

Am 11. Juli 2012 seien im Ausschuss Regionale Entwicklung des Europäischen 
Parlaments die Strukturfonds behandelt worden. Die Probleme zu den Struktur-
fonds, die im Ausschuss in der Sitzung am 21. Juni 2012 im Rahmen einer öffent-
lichen Anhörung thematisiert worden seien, seien im Ausschuss des Europäischen 
Parlaments aufgegriffen worden. Vor allem habe der Ausschuss des Europäischen 
Parlaments darauf gedrungen, dass bei den Strukturfonds Maßnahmen zur Entbü-
rokratisierung ergriffen würden. Daran zeige sich, dass das stetige Drängen darauf 
auf Landesebene positive Wirkungen habe. Er hoffe, dass sich auch die Europäi-
sche Kommission für eine weiter gehende Entbürokratisierung ausspreche.

Die Maßnahmen zur Donauraumstrategie umfassten momentan vor allem Infotain-
ment, aber die Finanzierung und Entwicklung von Projektideen dazu gestalte sich 
schwierig. Über die sogenannten EU-Projektbonds solle versucht werden, weitere 
Projekte zu entwickeln, sodass die neu geschaffenen Finanzierungsmöglichkei-
ten angewendet werden könnten. Dabei interessiere ihn vor allem der Bereich der 
Energie.

Am 15. und 16. Mai 2012 habe er an der alle zwei Jahre stattfi ndenden Donau-
Konferenz in Brüssel teilgenommen. Anders als mitunter in der Vergangenheit sei-
en diesmal auch viele hohe Vertreter aus den Partnerländern anwesend gewesen. 
Auf dieser Konferenz hätten einige Konkretisierungen hinsichtlich der Projekte im 
Donauraum bewirkt werden können.

Zum 50. Jahrestag Charles de Gaulles Rede an die deutsche Jugend würden sowohl 
die Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland als auch der Staatspräsident 
der Französischen Republik Baden-Württemberg besuchen.

Auf Nachfrage der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU erklärte Minister Peter 
Friedrich, dieses Treffen werde am 22. September in Ludwigsburg stattfi nden und 
stelle ein Highlight sowohl im Rahmen der deutsch-französischen als auch der 
europäischen Idee dar.

Abg. Rita Haller-Haid SPD erkundigte sich, mit welchen Instrumenten Baden-
Württemberg das EU-Wachstums-, Investitions- und Beschäftigungsprogramm, 
das die Haushaltskonsolidierung fl ankieren solle, mitgestalten wolle. Sie wollte 
wissen, ob dies auch im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft Vier Motoren für Europa 
aufgegriffen werde.

Minister Peter Friedrich erklärte, die sogenannten EU-Projektbonds stellten einen 
Teil des EU-Programms zum Wirtschaftswachstum dar. Vor allem aber sollten hier-
bei vorhandene Kohäsionsmittel umgewidmet werden. Dies werde nicht einfach. 
Im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft Vier Motoren für Europa sollten vor allem 
die Themen „Berufl iche Bildung“, „Duale Ausbildungssystem“ u. a. angegangen 
werden, sodass dazu ein Netzwerk an Partnerschaften geschaffen werde. Mit der 
Region Rhônes-Alpes habe Baden-Württemberg bereits einen Lehrlingsaustausch 
ins Leben gerufen. Etwas Ähnliches sollte im Hinblick auf die berufl iche Bildung 
geschaffen werden. Auch in der Donauraumstrategie wolle Baden-Württemberg 
seine Kompetenzen einbringen.

Abg. Josef Frey GRÜNE brachte vor, die vorliegende Mitteilung Drucksache 
15/1706 stelle eine übersichtliche Grundlage über die Entwicklung europapoliti-
scher Themen dar. Allerdings zeigten bereits die Ausführungen des Ministers, dass 
auf europäischer Ebene seit der Verfassung der vorliegenden Mitteilung bereits 
viel geschehen sei. Er halte den Zeitraum vom Verfassen der Mitteilung im Mai 
bis zur Behandlung im Ausschuss für lange. Insoweit würde er begrüßen, wenn der 
Minister auch zukünftig regelmäßig zum aktuellen Sachstand mündlich Stellung 
nehme.
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Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Plenum zu empfehlen, 
von der Mitteilung Kenntnis zu nehmen.

18. 07. 2012

Rita Haller-Haid
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Empfehlung und Bericht

des Ausschusses für Finanzen und Wirtschaft
an den Ausschuss für Europa und Internationales

zu der Mitteilung der Landesregierung vom 10. Mai 2012 
– Drucksache 15/1706

Bericht über aktuelle europapolitische Themen

E m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung der Landesregierung vom 10. Mai 2012 – Drucksache 15/1706 – 
Kenntnis zu nehmen.

05. 07. 2012

Der Berichterstatter:    Der Vorsitzende:

Peter Hofelich      Karl Klein

B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft behandelte vorberatend für den Aus-
schuss für Europa und Internationales die Mitteilung Drucksache 15/1706 in seiner 
19. Sitzung am 5. Juli 2012.

Ohne Aussprache und ohne förmliche Abstimmung verabschiedete der Ausschuss 
für Finanzen und Wirtschaft die Empfehlung an den federführenden Ausschuss für 
Europa und Internationales, dem Plenum zu empfehlen, von der Mitteilung Druck-
sache 15/1706 Kenntnis zu nehmen.

11. 07. 2012

Peter Hofelich


